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                  Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen – Saar

                  Betriebsgruppe Städtisches Klinikum Neunkirchen
              Oktober 2009
Am 30. Oktober veranstaltet die ver.di Betriebsgruppe gemeinsam mit dem Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen in ver.di Saar eine Diskussionsveranstaltung mit dem Wiesbadener IG-BAU Sekretär Veit Wilhemy zu dem Thema: 

Brauchen wir ein politisches Streikrecht ? 

Unmittelbar nach der Bundestagswahl, inmitten der tiefsten Weltwirtschaftskrise und angesichts einer durch die „Rettungspakete“ für Banken und Konzerne ins gigantische gewachsenen Staatsverschuldung formulieren die Unternehmerverbände ihr „Wunschprogramm“  an die neue Regierungskoalition.

· Bereits  einen Tag nach der Bundestagswahl forderte der Präsident des Deutschen Industrie- und Handelstags (DIHK), Hans Heinrich Driftmann, ein "Bündnis für Reformen". Im Klartext: Wir sollen die Lasten der Krise bezahlen. Der Kündigungsschutz soll weiter abgebaut werden.
· Der Chef des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung  Klaus Zimmermann, fordert die künftige Bundesregierung auf, die noch schnell vor den Wahlen erklärte "Rentengarantie“ abzuschaffen. Im Klartext: Altersarmut für alle.
· BDA-Präsident Dieter Hundt fordert: Steuern und Abgaben für Unternehmen sollen weiter gesenkt werden. Unter dem Stichwort "Ausgabendisziplin fordert er "Strukturreformen in allen Zweigen der Sozialversicherung" -  was auf die weitere Zerschlagung der bisherigen Sozialversicherungssysteme hinausläuft.

· Handwerkspräsident Kentzler erklärt: "Prioritäten müssten Steuerentlastungen haben" und fordert Gewerbesteuerrückzahlungen an die Unternehmen durch die Möglichkeit, "krisenbedingte Verluste mit Gewinnen aus den Vorjahren steuerlich zu verrechnen". Was wird aus der kommunalen Daseinsvorsorge?
· Und - weil sie mit unserem Widerstand rechnen sollen demokratische gewerkschaftliche und politische Rechte weiter beschnitten werden.
Und die Gewerkschaften ?

"Wir zahlen nicht für eure Krise !" Unter diesem Motto haben europaweit  hunderttausende  aus Gewerkschaften und sozialen Bewegungen im März und im Mai letzten Jahres demonstriert.

Uns war und ist klar, dass Proteste alleine nicht ausreichen, wenn wir eine Abwälzung der Lasten der Krise auf Beschäftigte, Arbeitslose, Rentner, die Jugend verhindern wollen. 

Was also tun ?

Ein gewerkschaftliches Gegenprogramm existiert. Es wird sich jedoch nur im entschlossenen Kampf gegen die Politik der Regierenden durchsetzen lassen. Weitere Demonstrationen und Kundgebungen sind notwendig. Doch reicht das aus? Politische Streiks sind  in vielen Ländern Europas an der Tagesordnung. Doch wie sieht es in Deutschland aus?
Brauchen wir ein politisches Streikrecht ? 

Diese Frage möchten wir mit allen interessierten Kollegen und Kolleginnen aus dem Gesundheitswesen, aus ver.di, aber auch aus anderen DGB-Gewerkschaften diskutieren. 
Wir meinen: wer kämpfen will wie in Frankreich, braucht auch die politischen Rechte dazu.
Die ver.di Betriebsgruppe  im Städtischen Klinikum Neunkirchen hat dazu den Wiesbadener IG-BAU Sekretär Veit Wilhemy den Autor des Buches: 
„Der politische Streik - Materialien zu einem Tabu“ 
zu einer Diskussionsveranstaltung eingeladen. Wir freuen uns auf diskussionsfreudige Besucherinnen und Besucher. Eure Meinungen sind ausdrücklich gefragt. Streit ist erlaubt.
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V.i.S.d.P.: Thomas Müller, ver.di-Fachbereich Gesundheit, soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen St. Johanner Straße 49, 66111 SaarbrückenTelefon: 0681/98849-131

Diskussionsveranstaltung 


30.Oktober 2009  19.00 Uhr 


Gemeindezentrum Christuskirche 


Unterer Markt - Neunkirchen








Veit Wilhelmy – engagierter Kritiker der Agenda-Politik, Stadtverordneter in Wiesbaden. Seit 1980 Mitglied der SPD. Er hatte bisher auch an der Spitze der örtlichen SPD-Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen (AfA) gestanden. Ein Jahr nach seinem Ausschluß aus der Wiesbadener SPD-Rathausfraktion hat der Stadtverordnete, Hartz-IV-Kritiker und IG BAU Gewerkschaftssekretär im September 2009 seiner Partei den Rücken gekehrt. Veit Wilhelmy gehört mit zu den Erstunterzeichnern des Aufrufs für die 6. Herbstdemonstration der bundesweiten Montagsdemobewegung am 24.10. in Berlin.











